
Haus & Grund
Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Eigentümerschutzgemeinschaft der 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer 

in Mecklenburg-Vorpommern

Liebe Leser, 

Haus & Grund® Deutschland er-
weitert unter dem Stichwort
„Haus & Grund plus“ seine Leis-
tungspalette für alle interessier-
ten Mitglieder in den Vereinen
und Landesverbänden von Haus
& Grund für ganz Deutschland.
Mit erweiterten Beratungs- und
Dienstleistungsangeboten wollen
wir unsere Mitglieder noch bes-
ser binden und vor allem weitere
Mitglieder gewinnen.

Die neuen Angebote stehen zu
vereinbarten attraktiven Kondi-
tionen nur Haus & Grund -Mit-
gliedern zur Verfügung. Selbst-
verständlich entscheidet Ihr
Haus & Grund-Ortsverein frei da-
rüber, ob Mitglieder auf diese An-
gebote oder eigene Angebote des
Ortsvereins zurückgreifen. Der
neue Service soll vor allem dieje-
nigen Ortsvereine unterstützen,
die nicht über ausreichend eige-
ne Kompetenzen in den Berei-
chen Baubegleitung, Energiebe-
ratung, Wertermittlung etc. ver-
fügen. Auch diese Vereine kön-
nen nun in ganz Deutschland
ein Netzwerk an Partnern nut-
zen, die den Haus & Grund- Mit-
gliedern ihr spezielles Know-how
zu Sondertarifen anbieten.

Neue Serviceleistungen für
Haus- und Grundeigentümer
sind u. a.:
• Haus & Grund SolvenzCheck
• Haus & Grund Wertermittlung
• Haus & Grund InkassoManage-

ment
• Haus & Grund Risikominimie-

rung,

• Immobilienvermarktung im
Internet

• Haus & Grund Wohnflächen-
berechnung

• Bauüberwachung und Baube-
gleitung

• Bautechnische und bauphysi-
kalische Unterstützung

• Instandhaltungsmanagement,
Energieberatung

• Beratung zu Instandhaltung,
Instandsetzung und Sanierung

Ihr Haus & Grund-Ortsverein ist
bei der Nutzung der Serviceleis-
tung nur noch in solchen Fallen
involviert, in denen ein Mit-
gliedsnachweis in Form einer
Bestätigung erforderlich ist (z.B.
DEKRA, BDVI). Zur Stärkung der
Mitgliederbindung empfehlen
wir, Kontaktdaten nicht zu ver-
öffentlichen oder weiterzurei-
chen. Alternativ kann sich der
Ortsverein in die Vertragsanbah-
nung insoweit einschalten, als er
den Kontakt zwischen Mitglied
und Kooperationspartnern über
seine Geschäftsstelle herstellt. So
könnte sich z. B. aus Gründen
einer besseren Mitgliederbin-
dung Ihr Ortsverein die Vertrags-
unterlagen durch den Kooperati-
onspartner aushändigen lassen
und der Ortsverein überreicht so-
dann diese Unterlagen ggf. erläu-
ternd seinem Mitglied selbst.

Wie stellen sich die Leistungen
dar?

Wir wollen als ein Beispiel den
o. g. Haus & Grund Solvenz-
Check vorstellen:
Als ihr Partner arbeitet die Firma
InFoScore Consumer Data

GmbH. Mit dem Haus & Grund
SolvenzCheck kann ein Haus &
Grund-Mitglied gegen eine güns-
tige Gebühr erfahren, ob über ei-
nen zukünftigen Mieter Negativ-
informationen zum Zahlungsver-
halten vorliegen. So erspart sich
der Vermieter Ärger, Sorgen und
ggf. größere finanzielle Einbu-
ßen. In der Datenbank unseres
Partners InFoScore finden sich
Negativdaten über 7,3 Mio. Per-
sonen aus ganz Deutschland.
Sollte Ihr potenzieller Mieter ei-
nen Offenbarungseid geleistet
haben, gegen ihn das Insolvenz-
verfahren eröffnet sein, ein Haft-
befehl zur Erzwingung der eides-
stattlichen Versicherung erlassen
worden sein oder eine Zwangs-
vollstreckung durchgeführt wor-
den sein – der Haus & Grund Sol-
venzCheck wird dies ans Tages-
licht bringen, bevor sie einen
Mietvertrag unterschreiben. Die
Datenbank unseres Partners In-
FoScore wird täglich nicht nur
mit ca. 7.000 Eintragungen von
Amtsgerichten aktualisiert, son-
dern auch mit ca. 8.000 Meldun-
gen verschiedener bundesweit tä-
tiger Inkasso-Unternehmen. Be-
vor Sie als Vermieter ein kredito-
risches Risiko eingehen, sollten
Sie den SolvenzCheck nutzen,
um die Zahlungsfähigkeit des
möglichen Mieters vorab zu
überprüfen.

Übrigens: Der Haus & Grund
SolvenzCheck ist – ähnlich wie
die anderen Leistungen – exklu-
siv nur für in den Vereinen orga-
nisierte Haus & Grund-Mitglie-
der möglich.

Neue Leistungspalette des ZV 
für Haus & Grund-Mitglieder

Fast unbemerkt haben nach An-
gaben von Haus & Grund®

Sachsen die Finanzämter seit ge-
raumer Zeit neue Goldesel ent-
deckt: die Käufer von Grundstü-
cken in Komplettierungsfällen,
also diejenigen, die schon Ei-
gentümer des Einfamilienhau-
ses waren und nach 1990 ledig-
lich das Grundstück hinzuer-
worben haben, ob nach Mo-
drow- oder Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz ist dabei – egal. 

Worum geht es? Fallen Ge-
bäude und Grundstück in eine
Hand, so nehmen die Finanz-
ämter eine Wertfortschreibung
vor. Der Eigentümer des Gebäu-
des, der nun auch Eigentümer
des Grundstückes ist, erhält ein
Formular, mit dem er Angaben
zum Grundstück und Gebäude
samt technischer Ausstattung
machen soll. Schon hier gilt es
aufzupassen, was und wie man
alles angibt. Mancher massive
Schuppen wird da auf einmal
ein Neben- oder gar Wohnge-
bäude von beträchtlichem
Wert.

Nach einem Erlass aus 1991
werden Einfamilienhäuser in
den neuen Bundesländern nach
Sachwert bewertet, indem pau-
schalierte Preise pro m3 umbau-
ter Raum mit den vorhandenen
Baulichkeiten multipliziert wer-
den. Schon dies ist bedenklich,
weil in den alten Bundeslän-
dern nur Luxuseinfamilienhäu-
ser nach Sachwert bewertet wer-
den und normale Häuser nach
Ertragswert, in dem Vergleichs-
mieten von 1935 zum Ansatz

kommen. Nun haben die Fi-
nanzämter aber die Erfahrung
gemacht, dass die Wertfort-
schreibungsgrenze von 5.000,–
Mark oft nicht erreicht wird
und somit die Grundsteuer auf
diese Weise nicht angehoben
werden kann.

Flugs kam die Idee, den bishe-
rigen Einheitswert als nur zum
Gebäude gehörig zu erklären
und aufzuheben, er sei ja durch
den Hinzuerwerb des Grundstü-
ckes untergegangen. Und das,
obwohl Unterlagen aus der Zeit
vor der Aufspaltung in Gebäu-
de- und Grundstückseigentum
belegen, dass der Einheitswert
derselbe war. Der Gebäudeei-
gentümer hatte ja ohnehin die
öffentlichen Lasten des volksei-
genen Grundstückes zu tragen,
daher konnte zu DDR-Zeiten ei-
ne Wertfortschreibung unter-
bleiben. Mit der jetzigen Aufhe-
bung des „Gebäude-“Einheits-
wertes wird nun gleichzeitig ein
niedrigerer Einheitswert für das
unbebaute Grundstück festge-
stellt und von diesem nun auf
den neu festgestellten Einheits-
wert „Grundstück mit Gebäu-
de“ fortgeschrieben und fast im-
mer die Wertfortschreibungs-
grenze überschritten.

In einem Beispiel sah das so
aus: bisheriger Einheitswert
7000,– DM, neuer Einheitswert
11.000,– DM, Wertfortschrei-
bung 4000,– DM. Wegen Nicht-
erreichen der Wertfortschrei-
bungsgrenze von 5000,– DM
bleibt es beim Einheitswert von
7000,– DM. Daher sah das Ver-

fahren dann so aus: Aufhebung
des „Gebäude“-Einheitswertes
in Höhe von 7000,– DM, Fest-
stellen des Einheitswertes für
ein unbebautes Grundstück mit
1700,– DM, neuer Einheitswert
für Grundstück mit Gebäude
11.000,– DM, Wertfortschrei-
bung 9300,– DM, damit deut-
lich über 5000,– DM Wertfort-
schreibung und somit eine Er-
höhung der Grundsteuer um
satte 63 Prozent! Dieser Fall lan-
dete vor dem Finanzgericht und
wurde mit fadenscheinigen
Gründen abgewiesen: Der Ge-
bäudeeigentümer sei ja selber
schuld gewesen, zu DDR-Zeiten
keine Wertfortschreibung bean-
tragt zu haben. 

Für die Begründung im Rechts-
mittelverfahren, das Haus &
Grund Dresden e.V. und der
VDGN gemeinsam unterstüt-
zen, suchen wir nun ähnliche
Fälle, die mit vorgenanntem
Beispiel vergleichbar sind, viel-
leicht sogar auch schon vor ei-
nem Finanzgericht landeten.
Wir freuen uns über jede recht
baldige Nachricht (Tel. 03 51/
8 26 02 04), denn bei den Betrof-
fenen läuft die Rechtsmittel-
frist. Helfen Sie als Haus- und
Grundeigentümer aktiv mit, die
Begründung sicherer zu ma-
chen. Vielleicht gelangen wir so
auch wieder zu einer gerechte-
ren Grundsteuer zurück.

Rietschel
H&G Dresden e.V.

Werden Modrowkäufer erneut
abgezockt?

Das Ziel dieser neuen „Unter-
schutzstellung“ der westlichen
Paulsstadt ist nach Angaben der
Stadt Schwerin die Erhaltung
des historischen städtebaulichen
Grundrisses des in der Verord-
nung abgegrenzten Bereiches
sowie des Erscheinungsbildes
seiner baulichen Anlagen und
Strukturen, die durch die his-
torische Substanz geprägt wer-
den. 

Begründet wird diese Einstu-
fung als Denkmalbereich durch
die für die „Erhaltung und Nut-
zung der städtebaulichen Kon-
zeption des Bereiches vorliegen-
den geschichtlichen, wissen-
schaftlichen, volkskundlichen,
künstlerischen sowie städtebauli-
chen Gründe“. Bei Sanierungs-,
Umbau- und Modernisierungs-
maßnahmen in diesem Bereich
ist nach Meinung der Stadt eine
„Unterschutzstellung für die Er-
haltung des Erscheinungsbildes
einer baulichen Anlage oder sei-
ner Strukturen nötig, um somit
ihre prägende historische Sub-
stanz und Gestaltung zu wah-
ren“. Der ausgewiesene Denk-
malbereich ermöglicht dem Ei-
gentümer angeblich die Inan-
spruchnahme einer Steuerver-
günstigung nach Einkommens-
steuergesetz (EStG §§ 7 i 10 f und
11 b) unter der Voraussetzung,
dass die Maßnahme vor Beginn
ihrer Ausführung mit den zu-
ständigen Denkmalbehörden ab-
gestimmt worden ist.

Wie uns die Vorsitzende von
Haus & Grund® Schwerin e.V.,
Frau Rechtsanwältin Monika
Rachow, mitteilte, hatte der Ver-
einsvorstand (siehe Bild) nach
Kenntnisnahme und eingehen-
der Beratung der vorliegenden
Fassung des o.g. Entwurfes in sei-

ner Sitzung am 27. Januar 2005
folgende Stellungnahme be-
schlossen:

Unser Verein, als Interessenver-
treter der privaten Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentümer,
ist dem Denkmalschutz stets ver-
bunden. Dies wird auch durch
die Vielzahl der wunderschön sa-
nierten Gebäude einschließlich
der Vorgartenanlagen unserer
Mitglieder in der Stadt Schwerin
deutlich.

Zu dem vorliegenden Entwurf
erlauben wir uns, folgende Be-
denken und Anregungen vorzu-
tragen:
Ziel der geplanten Verordnung
ist die Erhaltung des historischen
städtebaulichen Grundrisses so-
wie des Erscheinungsbildes sei-
ner baulichen Anlagen und
Strukturen im Gebiet westliche
Paulsstadt.

Nach unserer Auffassung wird
dies bereits durch Instrumenta-
rien wie das geltende Baurecht

und das Denkmalschutzgesetz
hinreichend gewährleistet. 

Die Notwendigkeit einer zu-
sätzlichen Ausweisung als Denk-
malbereich wird für uns nicht er-
sichtlich.

Der vorliegende Entwurf be-
deutet allerdings für die Vielzahl
der Mitglieder unseres Vereins,
deren Häuser und Grundstücke
sich in diesem Stadtgebiet befin-
den, eine erhebliche Einschrän-
kung ihrer individuellen Ent-
scheidungsfreiheit zur Nutzung
ihres Eigentums. 

Zwar bleibt in dem Entwurf
unklar, was konkret unter Schutz
gestellt werden soll und welche
Eingriffsmöglichkeiten wann im
Einzelnen bestehen. Gerade dies
führt jedoch dazu, dass nicht zu
erfassende Ermessensspielräume
geschaffen werden, die künftig
erhebliches Streitpotenzial in
sich bergen. Wir gehen auch da-
von aus, dass der vorliegende
Entwurf mit seinen Eingriffsmög-

lichkeiten über das benannte Ziel
weit hinausgeht. Wenn z.B. le-
diglich die Erhaltung des äuße-
ren Erscheinungsbildes beabsich-
tigt ist, dann erschließt sich uns
nicht, warum gem. § 4 Punkt (g)
dritter Absatz – auch die rückwär-
tigen Grundstücksflächen zum
Schutzgegenstand gehören. Es
wird angeregt, diesen Bereich aus
dem Schutzbereich herauszuneh-
men und den benannten Absatz
zu streichen.

Unkalkulierbar sind die durch
das Inkraft-Treten der Verord-
nung für die Eigentümer zur Rea-
lisierung von Auflagen zu erwar-
tenden Kosten. Daran ändert
auch nichts die Möglichkeit der
steuerlichen Vergünstigungen,
die auf Grund der gegenwärtigen
wirtschaftlichen Gesamtlage ein-
geschränkt sind. Dies kommt u.a.
dadurch zum Ausdruck, dass vie-
le unserer dort ansässigen Mit-
glieder (ca. 80 Prozent) Rentner
oder Arbeitslose sind und durch
den teilweise längeren Woh-
nungsleerstand weniger Mietein-
künfte haben. 

Nach Auffassung des Vorstan-
des von Haus & Grund® Schwe-
rin e.V. reichen die Möglichkei-
ten der steuerlichen Vergünsti-
gungen daher nicht aus. Wir hal-
ten die Bereitstellung städtebauli-
cher Fördermittel für den denk-
malpflegerischen Mehraufwand
für zwingend erforderlich. Nach
ausführlicher Behandlung des
Entwurfs lehnen wir die Regelun-
gen dieser Verordnung insgesamt
ab. Wir sind davon überzeugt,
dass – wie bisher – der denkmal-
pflegerische Schutz auch durch
Eigeninitiative der Eigentümer
unter Berücksichtigung der gel-
tenden gesetzlichen Regelungen
ausreichend gewährleistet wird.

Entwurf einer neuen Denkmalverordnung 
„Westliche Paulsstadt“ der Stadt Schwerin

Der Schweriner Vorstand lehnt neue Denkmalverordnung ab. Sanierte Geschäftsstelle von Haus & Grund 

Wie unserer Zentralverband Haus
& Grund Deutschland e.V. mit-
teilt, hat Herr Stefan Diepen-
brock die Tätigkeit als Leiter der
Verbandskommunikation in un-
serer bundesweiten Organisation
aufgenommen. Er soll künftig
die Presse- und Medienarbeit so-
wie die verbandsinterne Kommu-
nikation des Zentralverbandes
durchführen. Darüber hinaus be-
treut er den Internetauftritt und

sämtliche Maßnahmen der Öf-
fentlichkeitsarbeit.

Der Landesverband Haus &
Grund Mecklenburg-Vorpommern
begrüßt den neuen Mitarbeiter
ganz herzlich und wünscht im
Interesse unserer Mitglieder eine
gute, vertrauensvolle gemeinsa-
me Zusammenarbeit über die
Ländergrenzen hinweg.

Mantik

Stefan Diepenbrock neuer Lei-
ter „Verbandskommunikation“

Erfolgreich werben in dieser Zeitung
Preisbeispiele (incl. 16% MwSt.):

Einspaltig, 40 mm hoch, 13,05 Euro
Zweispaltig, 40 mm hoch, 27,40 Euro

Bitte neue Preisliste für 2005 anfordern bei:
H&G MV, Frau Ziesemer Tel. 03 85/57 77-4 10
oder E-Mail: haus-u-grund-red@t-online.de

(Sondertarife nach Vereinbarung)



Beim Kauf von Immobilien in Sa-
nierungsgebieten sollte man kei-
nesfalls einen möglichen „Sanie-
rungsausgleichsbetrag“ leichtfer-
tig ignorieren, der ggf. mehrere
Jahre nach Erwerb der Immobilie
fällig werden kann. Denn die Ge-
meinden können vom Eigentü-
mer eines Hauses in einem Sanie-
rungsgebiet einen so genannten
Ausgleichsbetrag erheben, wenn
das Objekt aus dem Sanierungs-
gebiet entlassen oder das ganze
Sanierungsgebiet aufgelöst wird.
Gerade in den letzten Monaten
sind z.B. auch in Schwerin eine
ganze Reihe von Hauseigentü-
mern zur Kasse gebeten worden,
die kaum auf die seit Jahren ge-
gebenen Hinweise in unserer Zei-
tung geachtet hatten.

Durch den Sanierungsaus-
gleichsbetrag sollen die durch die
Sanierung entstandenen Boden-

wertsteigerungen abgeschöpft
werden. Grundsätzlich wird der
Ausgleichsbetrag als Differenz
zwischen dem Wert der Immobi-
lie nach der Sanierung (Endwert)
und dem Wert, den die Immobi-
lie hätte, wenn es nie eine Sanie-
rung gegeben hätte (Anfangs-
wert) berechnet. Rechtsgrundla-
ge des Sanierungsausgleichsbe-
trages ist § 154 BauGB.
Haus & Grund® M-V rät:
• Erkundigen Sie sich bei der Ge-

meinde oder Stadt, in der Sie
Immobilieneigentum erwerben
möchten, nach dem Bestehen
von Sanierungssatzungen. 

• Nehmen Sie in jedem Fall per-
sönlich Einsicht in das Grund-
buch der zum Kauf anstehen-
den Immobilie. 

• Schauen Sie hier auf einen et-
waigen Sanierungsvermerk in
Abteilung II. Falls ein solcher

Sanierungsvermerk besteht,
verhandeln Sie mit der Stadt
über eine möglichst vorzeitige
und damit abgezinst vermin-
derte Abwicklung der mögli-
cherweise erst später fällig wer-
denden Sanierungsabgabe. 

• Lassen Sie sich im notariellen
Kaufvertrag von allen weiteren
Ansprüchen im Zusammen-
hang mit der Abwicklung eines
Sanierungsgebietes gegenüber
der Stadt von Ihrem Verkäufer
freistellen.

• Verschaffen Sie sich in jedem
Fall zuverlässig Übersicht über
die Kostenvolumina. Sanie-
rungsausgleichsbeträge können
leicht fünf- bis sechsstellige
Euro-Zahlen erreichen!

Erhalten Sie keine eindeutige
Planungssicherheit, nehmen Sie
im Zweifelsfall Abstand vom
Kauf.

Ein Steuerzahler muss nach An-
gaben der LBS davon ausgehen
können, dass der für ihn zustän-
dige Finanzbeamte stets auf dem
neuesten Stand der Rechtspre-
chung ist. Trifft das nicht zu und
ist der Bürger deswegen gezwun-
gen, sich sein Recht mit Hilfe ei-
nes Steuerberaters erst zu erstrei-
ten, dann haftet der Fiskus für
die daraus entstehenden Kosten.
So hat es das Oberlandesgericht
Koblenz entschieden. (Aktenzei-
chen 1 U 1588/01)

Der Fall: Ein Immobilienbe-
sitzer lag im Streit mit dem Fi-
nanzamt. Es ging dabei um die
Frage, ob der Betroffene einen
gewerblichen Grundstückshan-
del betreibe oder nicht. Der Bür-
ger war der Meinung, dass dies
nicht der Fall sei. Der Fiskus
vertrat die gegenteilige Ansicht

und erließ entsprechende, für
den Steuerzahler ungünstige Be-
scheide. Das wollte sich der Be-
nachteiligte nicht gefallen las-
sen. Er suchte die Hilfe eines
Steuerberaters und konnte auf
die aktuelle Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs verweisen,
die für ihn günstig war. Der Fi-
nanzbeamte hatte dieses Urteil
nicht gekannt und deswegen
anders entschieden. In einem
Prozess bekam der Bürger Recht.
Nun aber verklagte der Betroffe-
ne den Fiskus: Er wollte seine
Steuerberaterkosten ersetzt be-
kommen, die schließlich nicht
entstanden wären, wenn man
im Amt über die Rechtslage Be-
scheid gewusst hätte.

Die Richter eines Koblenzer Zi-
vilsenats schlossen sich der Mei-
nung des Steuerzahlers an und

verurteilten das Finanzamt, die
Kosten für die zusätzliche Bera-
tung durch einen Fachmann zu
übernehmen. Denn, so die Juris-
ten: Ein Sachbearbeiter des Fi-
nanzamts muss behördenintern
zeitnah über die grundlegenden
Urteile des Bundesfinanzhofs in-
formiert werden. Ist das nicht der
Fall, liegt ein Organisationsver-
schulden vor, das zur anschlie-
ßenden Amtshaftung führen
kann. Dabei ist es völlig egal, ob
der einzelne Beamte zum jeweili-
gen Zeitpunkt nach bestem Wis-
sen und Gewissen handelte. Ge-
rade bei Behörden wie dem Fi-
nanzamt, die durch den Erlass
von Bescheiden selbst vollstreck-
bare Titel schaffen, müsse ein be-
sonders strenger Sorgfaltsmaß-
stab angelegt werden, argumen-
tierten die Richter.
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Mit Urteil vom 2. Dezember
2004 (U 77/04) hat das Oberlan-
desgericht Düsseldorf festgehal-
ten, dass die Wohnflächen-Urtei-
le des Bundesgerichtshofes vom
24. März 2004 auch auf Gewer-
beraum anzuwenden seien.

Nach dieser BGH- und nun
auch OLG-Rechtsprechung gibt
eine Abweichung der tatsächli-
chen von der vereinbarten Flä-
che das Recht zur Mietminde-
rung, wenn die Differenz mehr

als 10 Prozent beträgt. Und vor
allem, es ist nicht Voraussetzung,
dass die Tauglichkeit der Räume
zum Mietgebrauch verringert ist.
Anders gesagt, allein die Minder-
fläche gibt schon das Recht, die
Miete zu kürzen.

Es ist daher unerlässlich, die
Fläche korrekt zu berechnen.
Noch besser sei es, wenn man
die Fläche gar nicht im Wohn-
oder Geschäftsraummietvertrag
vereinbare. Denn es gebe – allen

Unkenrufen zum Trotz – kein
Gesetz, nach dem die Fläche im
Mietvertrag vereinbart werden
müsse. Selbstverständlich könne
die Fläche dem Mieter mitgeteilt
werden, sie werde ja auch für die
Abrechnung der Nebenkosten
gebraucht, aber sie müsse eben
nicht vereinbart sein. 

Wichtig: Zwischen Verein-
baren und Mitteilen liegt juris-
tisch ein himmelweiter Unter-
schied.

Bei Flächenabweichungen kann auch die Miete
für Geschäftsraum gekürzt werden

Die KfW-Förderbank und der
Verbraucherzentrale Bundesver-
band – vzbv erweitern ihr Infor-
mationsangebot für private Bau-
herren und Immobilienkäufer
um den Bereich „Bauen mit
Weitblick“. 

Der neue Bereich bietet um-
fangreiche Informationen zu den
Themen „Energieeinsparung“,
„Gesundheits- und Umwelt-
schutz“ sowie „Flexibles Bauen“.
Der Nutzer findet Hinweise und
Tipps, um diese Themen für die
zukunftsgerechte Planung eines
Neubaus, Umbaus oder einer
Modernisierung besser berück-
sichtigen zu können. Fragestel-
lungen und mögliche Lösungen
werden in verbraucherorientier-

ten Texten ausführlich darge-
stellt und durch zahlreiche Ani-
mationen veranschaulicht. 

Dass es sich dabei um ein ge-
fragtes Themenfeld handelt, zeig-
te auch eine kürzlich durchge-
führte Nutzerbefragung. Ob
interaktiver Rechner zu Eigen-
heimzulage, zu Förderkrediten
der Bundesländer und der KfW
Förderbank oder Wissenswertes
zu Baufinanzierung, Bautechnik,
Baurecht – www.baufoerderer.de
stößt auf große Nachfrage. Die
Webseite ist ein Kooperations-
projekt der KfW-Förderbank und
des Verbraucherzentrale Bundes-
verbands. 

Weitere Infos: Tel.: 01801/335577

KfW- Informations-
angebot erweitert

Finanzamt muss Steuerberatungskosten ersetzen

Wie Haus & Grund® mitteilt,
müssen bis Anfang 2006 in
Deutschland die gesetzlichen Vo-
raussetzungen zur Einführung
von Energiepässen geschaffen
werden. Dies sieht die Energie-
effizienzrichtlinie der Europäi-
schen Union vom 16.12.2002
vor. Bisher müssen infolge der
Energieeinsparverordnung seit
Februar 2002 lediglich neue Ge-
bäude mit Energiebedarfsauswei-
sen ausgestattet werden. Ab 2006
trifft es dann den gesamten Ge-
bäudebestand.

Welche Auswirkungen erge-
ben sich für Eigentümer?

Die neue Verpflichtung wird
sich vor allem für Mietwohnhäu-
ser auswirken. Der Energiepass
muss beim Bau, beim Verkauf,
aber auch bei der Vermietung ei-
nes Gebäudes bzw. einer Woh-
nung vorgelegt werden. Der Ver-
mieter soll nunmehr verpflichtet
werden, bei jedem neuen Ver-
tragsabschluss einen aktuellen
Gebäudeenergiepass vorzulegen.
Ausnahmen soll es nicht geben.
Zeitlich verschont werden zu-
nächst wohl Eigentümer von Ein-
und Zweifamilienhäusern, die erst
im Falle eines Verkaufs rechtzeitig
einen Energiepass erstellen und
dem Käufer vorlegen müssen.

Allerdings ist bislang noch
nicht festgelegt, nach welchem
System die Datenerfassung und
bundeseinheitliche Strukturie-
rung der Datenangaben erfolgen
soll. Weiterhin ist unbestimmt,
welcher Personenkreis die Quali-
fikation zur Inspektion der Ge-
bäude und zur Zertifizierung er-
hält. Hier gibt es starke Interes-
sengruppen, die das große Geld
nach der Umsetzung der EU-
Richtlinie wittern. In Frage kämen
z.B. Architekten, Bauingenieure,
aber auch Schornsteinfeger und
Handwerker mit entsprechender
Zusatzqualifikation. Diese Grup-
pen wollen in der Regel die An-
forderungen an einen Energie-
pass sehr hoch schrauben, wäh-
rend die Eigentümerschutz-Ge-
meinschaft Haus & Grund
Deutschland daran interessiert
sein sollte, ein einfaches Instru-
mentarium mit überschaubaren
Erstellungskosten zu installieren.

Seit wenigen Jahren wurden in
Deutschland diverse Feldver-
suche durchgeführt, so auch bei

Haus & Grund® Bremen. Auf der
einen Seite steht ein auf Norm-
Verbrauch von Heizenergie basie-
render, vom Nutzungsverhalten
unabhängiger Energiepass (be-
darfsorientiert), der von DENA
(Deutsche-Energie-Agentur) be-
fürwortet wird. Die wohnungs-
wirtschaftlichen Verbände, Ver-
treter des EVD und weitere Kreise
schlagen einen verbrauchsorien-
tierten Energiepass vor. Ein sol-
cher Pass ist einfacher zu erstellen
– ohne kostenaufwändige Bautei-
lanalyse. Es können vorhandene
Daten aus den Betriebskostenab-
rechnungen mit ausgewertet wer-
den. Allerdings bleibt der Nach-
teil, dass bei einem solchen Ver-
fahren nicht zu erkennen ist, wel-
che Anteile des Verbrauchs auf
den Gebäudezustand und welche
auf das Heizungsverhalten der
Bewohner zurückgehen.

Aber auch der bedarfsorientier-
te Energiepass hat erhebliche
Schwächen. So kann mit einem
überschaubaren Aufwand z. B.
ein normales Haus mit einem
Kellermauerwerk aus dem Jahre
1900, einem Mauerwerksaufbau
in den Obergeschossen, um 1950
wieder errichtet und einem
Dachgeschoss, welches im vollen
Umfang der Energieeinsparver-
ordnung entspricht, nicht in ei-
nem überschaubaren und zuver-
lässigen Rahmen untersucht wer-
den. Insofern, so die am Feldver-
such beteiligten Bremer Haus &
Grund-Mitarbeiter, dürften sich
die Stärken und Schwächen bei-
der Verfahren ausgleichen, so
dass es keinen Sinn macht, Haus-
eigentümer unbedingt mit höhe-
ren Kosten für ein aufwändigeres
Verfahren zu belasten.

Sicher ist in jedem Fall, dass
nach Umsetzung der EU-Richt-
linie in nationales Recht die Ge-
richte mehr Arbeit erwarten dürf-
ten. Weichen die nach Einzug tat-
sächlich festgestellten Ver-
brauchswerte erheblich von den
Werten eines nach welchem Ver-
fahren auch immer erstellten
Energiepasses ab, so werden Sach-
verständige ein neues Betäti-
gungsfeld haben, zumal viele Be-
troffene ihre Miet- bzw. Kaufent-
scheidung möglicherweise zu sehr
von den Werten eines solchen
Passes abhängig gemacht haben.
Es ist weiterhin zu befürchten,
dass der Energiepass durchaus,
vielleicht sogar missbräuchlich,

für den Versuch von Mietminde-
rungen genutzt werden könnte.
So könnten Mieter z. B. versu-
chen, Mietminderung durchzu-
setzen, wenn der durch eigenes
Verbrauchsverhalten verursachte
Energieverbrauch nicht mit den
im Energiepass genannten Wer-
ten in Übereinstimmung steht.

Erste interne Auswertungen der
30 vom Haus & Grund Bremen
e.V. im Rahmen des Bremer Feld-
versuches erstellten Energiepässe
machen deutlich, dass zwar die
Energiebilanz bei den typischen
2- bis 4-Familienhäusern in Bre-
men durch Dämm- und andere
Maßnahmen erheblich verbes-
sert werden kann. Die bisherigen
Bewertungskriterien der DENA
(einfaches Verfahren) sind je-
doch so ausgelegt, dass auch bei
sehr umfangreichen und kost-
spieligen Maßnahmen nicht un-
bedingt ein Sprung in eine besse-
re Energieeffizienzklasse möglich
ist. Auf die derzeit laufenden
Auswertungen bundesweit darf
man gespannt sein. Die Erstel-
lung von Energiepässen muss na-
türlich bezahlt werden. Zuschüs-
se wird es nach Einführung nicht
geben. Der Aufwand für im so
genannten Kurzverfahren erstell-
te Pässe ist mit etwa 4 Stunden
anzusetzen. Das heißt, ein sol-
cher Pass ist bei Einsatz einer
qualifizierten Fachkraft kaum
unter 300 Euro zu erhalten. Im
ausführlichen Verfahren könn-
ten – so die ersten Schätzungen,
Kosten zwischen 300 und 1000
Euro pro Gebäude entstehen.

Weitere bürokratische
Hemmnisse?

Dass Energie gespart werden
muss, ist völlig unbestritten.
Doch nicht jede Investition ist
wirtschaftlich sinnvoll. Hier pral-
len die Anliegen des Umwelt-
schutzes und die der wirtschaftli-
chen Vernunft manchmal aufei-
nander. Die auch wieder zum Ja-
nuar 2005 kräftig gestiegenen
Energiepreise mit den darin ent-
haltenen Energiesteueranteilen
sind eigentlich schon ein gutes
Argument, den eigenen Hei-
zungs- und Warmwasserbedarf
zu reflektieren. Jeder Miet- bzw.
Kaufinteressent ist auch heute
schon in der Lage, vor Vertrags-
abschluss die Energieverbräuche
zu hinterfragen. Bei zu hohen

Betriebskosten steht jedem frei,
sich für oder gegen eine Vertrags-
unterschrift zu entscheiden. Ob
man nun ausschließlich auf die
Kräfte des freien Marktes vertraut
oder ob ein vorgeschriebener
Energiepass eine unabdingbare
Notwendigkeit ist, hängt ent-
scheidend vom Nutzwert eines
solchen Passes ab. 

Zunächst einmal gilt es, die
Auswertung der Feldversuche ab-
zuwarten. Dann kann im Kreise
der Beteiligten über Optimierun-
gen nachgedacht werden, die
dann hoffentlich auch einfließen
in die nationale Richtlinie. Denn
eines ist gewiss: An der EU-Ener-
gieeffizienzrichtlinie kommen
wir künftig nicht mehr vorbei.

Energiepass für Bestandsimmobilien
Front der Skeptiker nimmt bundesweit zu

Inzwischen ist rechtlich aner-
kannt, dass eine Verkehrssiche-
rungspflicht delegiert werden
kann – so auch das Schneefegen.
Die Übertragung der Pflicht ent-
lastet den Vermieter, der diese
Pflicht vertraglich auf den Mieter
übertragen hat, jedoch nicht völ-
lig. Der (ursprünglich) Verkehrs-
sicherungspflichtige bleibt zur
Überwachung verpflichtet, darf

aber im Allgemeinen darauf ver-
trauen, dass der Dritte den über-
tragenen Verpflichtungen nach-
kommt, solange keine Anhalts-
punkte dafür bestehen, die das
Vertrauen erschüttern.

Bei einer selbst erkannten oder
erkennbaren Gefahrenlage muss
der (ursprünglich) Verkehrssiche-
rungspflichtige (Vermieter) je-
doch selbst Abhilfe schaffen.

Rechtlich umstritten ist ebenso,
ob eine Übertragung der Ver-
kehrssicherungspflicht vom Ver-
mieter auf den Mieter durch For-
mularklauseln möglich ist. Bis
zur Klärung der Streitfrage durch
den BGH sollten Vermieter daher
vorsorglich die Pflicht durch eine
individualvertragliche schriftli-
che Vereinbarung übertragen.

H&G D

Räum- und Streupflichten sind übertragbar
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Grundbuch auf Sanierungssatzungen prüfen
SANIERUNGSAUSGLEICHSBEITRÄGE

Schon seit 1902 – damals noch
mit Pferdefuhrwerk – gelangte
man zu einem Wohngebäude
nur über das Grundstück des
Nachbarn (der damals die Zu-
fahrt genehmigt hatte). Es hatte
keine Verbindung zu einer öf-
fentlichen Straße. 90 Jahre lang
nutzten die Bewohner des rück-
wärtigen Hauses den Weg über
das vordere Grundstück, schließ-
lich auch mit Autos.

Als 1992 die Urenkelin des Ei-
gentümers von 1902 das Grund-
stück erbte, gab es Streit mit den
Hausbewohnern nebenan. Schließ-
lich verbot sie ihnen, ihren Grund
und Boden mit dem Wagen zu be-
fahren. Nur noch größere Waren

dürften mit Kraftfahrzeugen ange-
liefert oder abtransportiert wer-
den, ordnete die Frau an, und im
Notfall dürften Rettungsdienste
(Arzt, Feuerwehr usw.) über ihren
Weg fahren. Der Rechtsstreit zwi-
schen den Nachbarn beschäftigte
jahrelang die Justiz.

Das Gericht entschied zu
Gunsten der „abgeschnittenen"
Hauseigentümer auf Gewohn-
heitsrecht (Urteil des Oberlan-
desgerichts Saarbrücken vom 9.
März 2004 - 7 U 289/03 -61). Das
Wohngebäude sei zu Fuß oder
mit dem Fahrrad gut zu errei-
chen und in der Nähe des
Grundstücks gebe es Parkplätze
für Fahrzeuge. Also bestehe ei-

gentlich kein zwingender Anlass,
den „zufahrtslosen“ Hauseigen-
tümern ein „Notwegerecht" für
ihre Autos einzuräumen, erklär-
ten zunächst die Richter.

Jedoch: Von 1902 bis 1994 sei
der Weg über das Nachbargrund-
stück kontinuierlich und ohne
Probleme genutzt worden. Ein so
lange Zeit praktiziertes Recht
könne man den Betroffenen
nicht einfach wegnehmen, das
widerspräche dem Grundsatz
von Treu und Glauben. Denn sie
beanspruchten das Nachbar-
grundstück auch nicht öfter oder
intensiver als ihre Vorfahren – le-
diglich, angepasst an den techni-
schen Fortschritt.

Nachbargrundstück als Zufahrt genutzt

GEWOHNHEITSRECHT

Liebe H&G-Mitglieder, 

möchten Sie sich aktiv an
der Verbesserung unserer
Zeitung H&G M-V beteili-
gen? 
Die Redaktion benötigt
mehr Text- und Bildinfor-
mationen aus Ihrer Regi-
on, damit diese noch bes-
ser in unserem Blatt ein-
bezogen wird.
Rufen Sie bitte die H&G-
Geschäftsstelle in Schwe-
rin an, wenn Sie interes-
siert sind.

Ihre Redaktion
H&G M-V
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Beim Auszug gab es Streit um die
Schönheitsreparaturen. Macht
nichts, dachte sich der Vermieter,
dann nehme ich eben die Miet-
kaution dafür her. Er wandte sich
an die Sparkasse, um das Kauti-
onssparbuch der Mieter aufzulö-
sen. Diese setzten sich zur Wehr:
Das Amtsgericht verbot den Zu-
griff auf das Kautionskonto in
Höhe von 1.500 Euro.

Beim Gericht scheiterte der
Vermieter mit seinem Einspruch
(Urteil des Landgerichts Wupper-
tal vom 27. November 2003 – 9 S
194/03). Er dürfe die Kaution erst

einziehen, wenn feststehe, dass
er berechtigte Forderungen erhe-
be. Solange seine Ansprüche
strittig seien, müsse er diese auf
dem Rechtsweg klären lassen.
Die Mietkaution solle berechtigte
Ansprüche des Vermieters si-
chern. Sie sei aber nicht dafür da,
Forderungen zu erfüllen, bevor
er den Streit mit den Mietern
ausgetragen habe. Dann wären
die Mieter gezwungen, ihn auf
Rückzahlung der Kaution zu ver-
klagen, wenn sich seine Forde-
rung vor Gericht als unberechtigt
erweise.

Streit um Zugriff auf die Kaution

SCHÖNHEITSREPARATUREN

Frage: Wie nützt uns als Eigentü-
mer eigentlich der Landtag von
Mecklenburg-Vorpommern?
Antwort: Der Landesverband
Haus & Grund® Mecklenburg-
Vorpommern betreut in rund 20
Orten des Landes die organisier-
ten Haus- und Grundeigentü-
mervereine. Treten bei Eigentü-
mern in den Kommunen oder in
Landesbereichen Probleme auf,
die über ihren jeweiligen Haus &
Grund®-Verein beim Landesver-
band zur Sprache gebracht wer-
den, wendet sich der Landesvor-
stand ggf. an Landtagsabgeord-
nete, den Landtag insgesamt
oder an die Petitionsstelle des
Landtages von Mecklenburg-Vor-
pommern im Schweriner Schloss.
Denn der Landtag ist die demo-
kratisch gewählte Vertretung des
Volkes. Er ist Stätte der politi-
schen Willensbildung. So steht es
zumindest im Artikel 20 der Ver-
fassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern. Demnach haben
die Abgeordneten den Willen der
Bürger – also auch der Haus-,
Wohnungs- und Grundeigentü-
mer – als Minderheit deutlich zu
berücksichtigen. 

Dort sind auch die Aufgaben
des Landtages klar definiert:
• Der Landtag wählt den Minis-

terpräsidenten, 
• er übt die gesetzgebende Ge-

walt aus, das heißt, er be-

schließt Landesgesetze, 
• er kontrolliert die Tätigkeit der

Landesregierung und der Lan-
desverwaltung.

36 Abgeordnete werden bei den
Landtagswahlen i. d. R. in freier,
gleicher, allgemeiner, geheimer
und unmittelbarer Wahl von den
Wahlberechtigten des Landes
durch direkte Wahl in den Wahl-
kreisen, die übrigen durch Ver-
hältniswahl aus den Landeslisten
der politischen Parteien gewählt.
Um seine Unabhängigkeit zu
wahren, bekommt ein Abgeord-
neter als Mitglied des Landtages
rund 3.890 Euro monatlich. Und
zwar steuerpflichtig. Zusätzlich
zum „Gehalt“ bekommt jeder
Landtagsabgeordnete eine so ge-
nannte Kostenpauschale von
1.098 Euro im Monat. Die wan-
dert jedoch meist nicht zusätz-
lich ins private Portemonnaie.
Damit muss der Abgeordnete bei-
spielsweise sein Wahlkreisbüro fi-
nanzieren mit allem Drum und
Dran: Miete, Heizung, Wasser,
Strom, Telefon, Porto, Kopierpa-
pier etc.

Frage: Was tun Abgeordnete ei-
gentlich, wenn keine Landtags-
sitzung ist?
Antwort: Die Beschlüsse, die im
Plenum (der Vollversammlung
aller Abgeordneten) gefasst wer-
den, werden in zahlreichen Bera-

Nachgefragt bei Haus & Grund: Aufgaben des Landtages

Ende 2004 gründete sich in der
City von Schwerin der Verein
„Initiative Friedrichstraße Schwe-
rin“. Die Ziele des Vereins sind
darauf gerichtet, die Werte an
Grundstücken und Gebäuden in
der Friedrichstraße zu sichern,
die Vermietung zu fördern, die
Attraktivität für Kunden und Be-
sucher zu erhöhen und Rahmen-
bedingungen für die in diesem
Bereich niedergelassenen Einzel-
handels- und Dienstleistungsbe-
triebe zu verbessern.

Dies soll künftig durch eine wirt-
schaftliche Neuorientierung, Sa-
nierung und Modernisierung des
Bestandes, sowie insbesondere
durch eine gemeinschaftliche Ver-
marktung/Bewirtschaftung von
vermietbaren Flächen erreicht wer-
den. Dazu stellt sich der Verein
„Initiative Friedrichstraße Schwe-
rin“ die Aufgabe, insbesondere die
Belange des Haus-, Wohnungs-
und Grundeigentums sowie der
gewerblichen Mieter der Friedrich-

straße zu fördern und sie gegen-
über den Behörden und der Öf-
fentlichkeit – auch mit den Mit-
teln des Marketings – wahrzuneh-
men, die Ausarbeitung von Kon-
zepten für die Entwicklung der
Friedrichstraße, die Erbringung
von Dienstleistungen, gemeinsa-
me Werbemaßnahmen und Ver-
anstaltungsorganisation, die Schaf-
fung und Erhaltung von Ordnung,
Sicherheit und Sauberkeit.

Der Verein Haus & Grund
Schwerin e.V. unterstützt die Zie-
le und die in der Satzung festge-
schriebene Aufgabenstellung für
diese traditionsreiche Straße als
Bestandteil bzw. Tangente der
Fußgängerzone. Deshalb hat der
Vorstand in seiner Sitzung im Ja-
nuar 2005 beschlossen, den An-
trag auf Mitgliedschaft als För-
dermitglied zu stellen.

W. Wernicke 
Vorstand

Haus & Grund® Schwerin

Haus & Grund® Schwerin unter-
stützt Initiative Friedrichstraße

Eigentlich hatte das Paar die
Drei- Zimmer- Wohnung für fünf
Jahre gemietet, dann aber wollte
es schon nach der Hälfte der Zeit
wieder ausziehen. Drei Monate
vorher kündigten die Mieter den
Vermietern, einer Erbengemein-
schaft. Die Vermieter wollten
aber noch einen Monat zusätz-
lich Miete kassieren: Bei einem
zeitlich befristeten Vertrag müss-
ten sich die Mieter an längere
Kündigungsfristen halten, teilten
sie mit.

Ihre Klage gegen die Mieter
scheiterte jedoch an Formalia:
Im Mietvertrag stehe als Vermie-

ter nur „Erbengemeinschaft X.“,
beanstandete das Gericht (Urteil
des Amtsgerichts Gießen vom
12. Juli 2004 – 48-M C 208/04).
Eine Erbengemeinschaft sei aber
keine Rechtsperson. Im Mietver-
trag hätten die Namen aller Er-
ben als Vermieter aufgeführt wer-
den müssen. Der Mietvertrag
entspreche nicht der vorgeschrie-
benen Schriftform, also gelte
auch die vereinbarte Vertrags-
dauer nicht. Das Mietverhältnis
sei als unbefristet anzusehen und
könne demnach mit der gesetzli-
chen Kündigungsfrist gekündigt
werden.

Erbengemeinschaft als Vermieter

UNGÜLTIGER MIETVERTRAG

Ein Architekt hatte die Planung
und Bauüberwachung eines Ei-
genheims übernommen. Vorge-
sehen war unter anderem eine
Souterrainwohnung mit einem
eigenen Eingang, zu dem eine
Außentreppe führen sollte.

Die Bauherren zogen ein, als
der Bau noch nicht ganz fertig
gestellt war. Vor allem fehlte die
besagte Außentreppe. Darüber
hinaus beanstandeten die Auf-
traggeber Mängel, für die der Ar-
chitekt geradestehen sollte. Ob
die Bauherren noch Gewährleis-
tungsansprüche geltend machen
konnten, hing davon ab, wann

der Bau „bezugsfertig“ war.
Der Zeitpunkt, zu dem die Auf-

traggeber tatsächlich eingezogen
sind, spielt dabei keine Rolle, ur-
teilte der Bundesgerichtshof (Ur-
teil des Bundesgerichtshofs vom
15. April 2004 – VII ZR 397/02).
Solange die Außentreppe zur
Souterrainwohnung nicht gebaut
sei, sei das Haus nicht bezugsfer-
tig – auch wenn der Bauherr
schon einwohne. Die Zugänge
zum Bau müssten fertig gestellt
sein. Es sei den Auftraggebern ge-
nerell nicht zuzumuten, die
Wohnung über den Keller zu be-
treten.

Wann ist ein Eigenheim
eigentlich bezugsfertig?

AUSSENTREPPE VERGESSEN

In einem Supermarkt erschreckte
eine Ratte die Kunden. Der vom
Inhaber des Supermarkts beauf-
tragte Kammerjäger stellte fest,
dass Schächte von Versorgungs-
leitungen zwischen zwei Gebäu-
den undichte Stellen im Mauer-
werk aufwiesen. Durch diese
Schächte konnten die Tiere
durchschlüpfen. Nachdem man
die Mieter im Nachbarhaus infor-
miert hatte, forderte der Mieter
im Erdgeschoss sofort seine Ver-
mieterin auf, die Schächte abzu-
dichten. Andernfalls werde er
selbst einen Handwerker beauf-
tragen. Die Vermieterin schickte
einen weiteren Schädlingsbe-
kämpfer. Der winkte ab und be-
hauptete, es seien nur noch Mäu-
se da. Man ließ Kot analysieren
und stritt eine Weile darüber, ob
er akuten Befall belege oder
nicht. Dann reichte es dem Mie-
ter; er ließ die Öffnungen im
Mauerwerk mit Beton schließen
und zog die Kosten (434 Euro)
von der Miete ab.

Vergeblich versuchte die Vermie-
terin, beim Gericht die restliche
Miete zu erstreiten (Urteil des
Amtsgerichts Osnabrück vom 30.
April 2004 – 7 C 335/03). Der
Mieter habe die Kosten der Bau-
maßnahme mit der Miete ver-
rechnen dürfen, entschied der
Amtsrichter. Rattenbefall sei ein
gravierender Mangel der Mietsa-
che, da Ratten gefährliche Krank-
heiten übertragen könnten. Für
den Mieter wäre es daher unzu-
mutbar gewesen, noch länger zu
warten. Die Vermieterin habe die
Notwendigkeit von Gegenmaß-
nahmen bestritten, obwohl die
Analyse des Niedersächsischen
Landesamts für Verbraucher-
schutz und Lebensmittel-
sicherheit bestätigte, dass in den
Schächten gefundener Tierkot
von Ratten stammte. Dass der
Mieter ein Bauunternehmen mit
der Abdichtung beauftragte, sei
nach Ansicht der Richter eine ge-
rechtfertigte Notmaßnahme ge-
wesen.

Ratten im Haus sind ein Mangel

MIETMINDERUNG

Fast die Hälfte der 40- bis 49-Jäh-
rigen in Deutschland möchte im
Alter in einer Wohngemeinschaft
für Senioren leben.

Stark im Kommen: Immer
mehr Menschen möchten im Al-
ter in Wohngemeinschaften le-
ben. Das Alter der Befragten lag
zwischen 14 und 64 Jahren. „Mit
wem möchten Sie im Alter le-
ben?“ – fragte das Emnid-Institut
in einer repräsentativen Studie.
Ganz oben steht mit 86 Prozent
der Wunsch, mit dem Partner zu-
sammen alt zu werden. „In einer
Großfamilie mit meinen Kindern
beziehungsweise Enkeln“ wollen
immerhin noch 40 Prozent le-
ben. 

Die große Überraschung je-
doch: Die Alters-WG ist ganz
stark im Kommen. Bereits jeder
dritte Befragte wünscht sich, ge-
meinsam mit gleichaltrigen
Freunden alt zu werden. Rund 48
Prozent der heute Mittvierziger
sprechen sich für die Senioren-

WG aus. Der Trend zum Wohnen
mit Gleichgesinnten ist auch bei
Jüngeren überdeutlich. Während
in einer vergleichbaren Studie
von 1996 noch 22 Prozent der
unter 30-Jährigen angab, später
in einer Wohngemeinschaft le-
ben zu wollen, sind es heute be-
reits 33,5 Prozent. Damit ist die
WG ist heute eine zunehmend
gefragte Wohnform für Senioren.
Denn sie hält jung, ermöglicht
dennoch ein selbstständiges Le-
ben und gegenseitige Unterstüt-
zung. Für Singles im Alter stellt
sie eine attraktive Alternative
zum Alleinleben dar.

Haus & Grund: Hierfür erfor-
derliche Modernisierungsmaß-
nahmen werden zum Beispiel
von der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau gefördert. Oft gibt es für
Modellprojekte auch finanzielle
Unterstützung von städtischen
Wohnungsbaugesellschaften bzw.
vom Bundesfamilienministeri-
um. 

Senioren-Wohngemeinschaften
werden immer attraktiver

Die Reform sorgt vielerorts für
Unsicherheit. Für Haus & Grund
beantwortet die Bundesagentur
für Arbeit die wichtigsten Fragen
für Eigentümer und Vermieter.

Frage: Wenn ich arbeitslos
werde und Arbeitslosengeld II be-
ziehe, muss ich dann meine Ei-
gentumswohnung verkaufen? 

Antwort: Die Prüfung, ob ein
selbst bewohntes Haus (oder Ei-
gentumswohnung) angemessen
ist, ist bis zu einer Wohnfläche
von 130 qm entbehrlich. Ist die
Größe einer selbst genutzten Im-
mobilie nicht angemessen (mehr
als 130 qm Wohnfläche), ist die
Verwertung von eigentumsrecht-
lich abtrennbaren Gebäude- oder
Grundstücksbestandteilen vor-
rangig durch Verkauf oder Belei-
hung zu verlangen. Der Hilfebe-
dürftige muss jede mögliche Er-
tragsquelle nutzen (beispielswei-
se zimmerweise Vermietung).

Anders hingegen wird die An-
gemessenheit bei der Übernah-
me der Kosten für die Unterkunft
ausgelegt. Dort gibt es Grenzen,
bis zu denen die Kosten grund-
sätzlich übernommen werden
(angemessene Kosten). Dafür
können im Durchschnitt die fol-
genden Quadratmeter-Zahlen ei-
ner Wohnung als angemessen
betrachtet werden: Für eine Per-
son ca. 45 bis 50 qm, für zwei
Personen ca. 60 qm oder zwei
Wohnräume, für drei Personen
ca. 75 qm oder drei Wohnräume,
für vier Personen ca. 85 bis 90
qm oder vier Wohnräume sowie
für jedes weitere Familienmit-
glied ca. 10 qm oder ein Wohn-
raum mehr. Dies entspricht den
Vorgaben des sozialen Woh-
nungsbaus.

Sollte die Wohnung noch ab-
bezahlt werden, werden im Rah-
men der Kosten der Unterkunft
die Schuldzinsen übernommen,
denn was für den Mieter die
Mietzahlung, sind für den Besit-
zer einer Eigentumswohnung die
Zinszahlungen. Ebenso werden
Grundsteuer und sonstige öffent-
liche Abgaben sowie Nebenkos-
ten wie bei einer Mietwohnung
bezahlt. Tilgungsraten können
jedoch nicht übernommen wer-
den, da sie der Vermögensbil-
dung dienen.

Fragen: Was ist eine angemes-
sene Mietwohnung – und muss
ich meine Wohnung aufgeben,
wenn die Kosten unangemessen
hoch sind? Wird die Mietkaution
übernommen, wenn ich die
Wohnung wechseln muss? 

Antworten: Wie bisher bei der
Sozialhilfe werden auch beim Ar-
beitslosengeld II neben den Re-

gelsätzen die Kosten für Unter-
kunft und Heizung übernom-
men. Die Mietkosten müssen je-
doch „angemessen“ sein. Dafür
wird es keine bundeseinheitliche
Regelung geben. In jeder Kom-
mune werden unterschiedliche
Maßstäbe angesetzt werden. Als
aktuelle Richtlinie können die
derzeitigen Regelungen der Sozi-
alämter herangezogen werden.
In einer größeren Stadt beispiels-
weise akzeptiert das Sozialamt ei-
ne höhere monatliche Kaltmiete
als auf dem Land.

Ist die Miete nach den amtli-
chen Maßstäben zu hoch, wird
zunächst die volle Miete über-
nommen. Allerdings nur so lan-
ge, wie es dem Hilfebedürftigen
nicht möglich (oder nicht zu-
mutbar) ist, sich eine billigere
Wohnung zu suchen. Findet er
innerhalb von sechs Monaten
keine angemessene Wohnung,
werden nur die angemessenen
Kosten der Wohnung übernom-
men. Wird von Amts wegen ein
Umzug befürwortet und veran-
lasst, werden die Maklergebüh-
ren, Umzugskosten und die Miet-
kaution in der Regel übernom-
men. Das müssen Betroffene im
Vorfeld klären, denn nur dann
könnten die Kosten übernom-
men werden.

Frage: Was zählt eigentlich al-
les zu meinem Vermögen? 

Antwort: Es gilt zunächst der
Grundsatz, dass alle verwertba-
ren Verrnögensgegenstände bei
der Prüfung der Eigenleistungsfä-
higkeit zu berücksichtigen sind.
Zum Vermögen zählen somit bei-
spielsweise: Autos, Immobilien,
Bankguthaben, Bargeld, Schecks,
Wertpapiere, Aktien, Fonds- An-
teile, Sparbriefe, Bausparverträge
und Schenkungen der vergange-
nen zehn Jahre.

Ein Teil davon ist jedoch ge-
schützt, das heißt, er wird nicht
als verwertbar (= anrechnungsfä-
hig) berücksichtigt. Dazu gehört
zum Beispiel: angemessener
Hausrat, Auto, Wohnen im eige-
nen Haus oder der eigenen Woh-
nung usw. Sofern Sie oder Ihr
Partner von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung befreit sind,
wird das nachweislich für die Al-
terssicherung bestimmte Vermö-
gen nicht berücksichtigt. Es muss
jedoch unmissverständlich er-
kennbar sein, dass dieses Vermö-
gen für die Alterssicherung be-
stimmt ist. Bei der Bewertung des
Vermögens stehen Ihnen be-
stimmte Freibeträge zu. 

Weitere Infos im Internet:
www.arbeitsagentur.de

Fragen zu Hartz IV

tungen unterschiedlichster Gre-
mien vorbereitet. Der Landtag
von Mecklenburg-Vorpommern
hat 11 Fachausschüsse, in denen
Gesetzentwürfe diskutiert und
beraten werden. Jeder Abgeord-
nete arbeitet – entsprechend sei-
ner fachlichen Qualifikation und
seinen Interessen – in mindes-
tens zwei, meist sogar in drei
oder vier Ausschüssen mit. Die
Ausschüsse beraten nicht nur im
Schweriner Schloss, sondern in-
formieren sich oft auch bei Fach-
exkursionen vor Ort über die
Sachverhalte. Außerdem sind alle
Abgeordneten Mitglied ihrer
Fraktion, arbeiten hier wiederum
in verschiedenen Arbeitskreisen
und beraten wöchentlich auf der
Fraktionssitzung die für die Aus-
schussarbeit und das Plenum ak-
tuellen Themen.

Einen großen Teil ihrer Arbeit
leisten die Abgeordneten auch in
ihren regionalen Wahlkreisen. Sie
halten Sprechstunden in ihrem
Wahlkreisbüro ab, informieren
sich vor Ort über Probleme ihrer

Region und nehmen an Beratun-
gen und Veranstaltungen teil.
Gerade dort könnten sich die
Vorstände der Haus & Grund®-
Vereine gut einbringen, wenn de-
ren Probleme z. B. regional be-
grenzt sind. Denn viele Abgeord-
nete sind neben ihrer Tätigkeit
als Landtagsabgeordneter auch
Mitglieder in Kommunalparla-
menten. Die Sitzungen des Land-
tages sind öffentlich. Jeder Wahl-
berechtigte hat praktisch das
Recht, als Gast Sitzungen von der
Besuchertribüne aus zu verfol-
gen. Wer allerdings kein Abge-
ordneter ist, darf sich auch in kei-
ner Weise in die Diskussion des
Gremiums einmischen – weder
durch Fragen, Zwischenrufe, Bei-
fall oder Protestrufe.

Nutzen Sie doch einfach ein-
mal die Möglichkeit, wenn es bei
Ihnen Informationsbedarf zu
Entwürfen der Landesgesetzge-
bung oder Ähnliches geht, falls
diese das Haus-, Wohnungs- oder
Grundeigentum betreffen.

LV H&G M-V

Wie Haus & Grund M-V mitteilt,
müssen Mieter unter bestimmten
Voraussetzungen jetzt auch trotz
Nachzahlung der rückständigen
Miete mit einer fristgemäßen
Kündigung rechnen.

Das hat der Bundesgerichtshof
(BGH) entschieden. Nach dem
Urteil können sie zwar eine frist-
lose Kündigung wegen ausblei-
bender Zahlungen nachträglich
abwenden, wenn sie den Fehlbe-
trag rechtzeitig ausgleichen. Die
Mieter haben dafür bis zu zwei

Monate nach Einreichung einer
Räumungsklage Zeit. Allerdings
ist auch in diesen Fällen eine
Kündigung innerhalb der vorge-
sehenen Frist möglich, wenn
dem Mieter eine schuldhafte
Pflichtverletzung vorzuwerfen ist.

Damit hob der BGH ein Urteil
des Landgerichts Berlin auf und
verwies es zur neuen Verhand-
lung an das Gericht zurück. Der
Vermieter hatte einer Mieterin,
die mit ihren Zahlungen in Ver-
zug geraten war, fristlos und hilfs-

Wohnraumkündigung wird jetzt trotz Nachzahlung möglich

MIETRECHT AKTUELL

weise auch fristgemäß gekündigt
und auf Räumung geklagt. Nach-
dem das Sozialamt die Miete be-
glichen hatte, hielt das Landge-
richt beide Kündigungen für un-
wirksam. Dem folgte der BGH
nicht. Der nachträgliche Aus-
gleich des Mietrückstands beseiti-
ge zwar die fristlose, nicht aber
zwingend auch die fristgemäße
Kündigung. Für deren Wirksam-
keit komme es darauf an, ob der
Mieter eine „nicht unerhebliche
schuldhafte Pflichtverletzung“

begangen habe. Entscheidend sei-
en daher die Gründe des Zah-
lungsrückstandes.

Der VIII. Zivilsenat merkte aber
an, dass ein unvorhergesehener
wirtschaftlicher Engpass des Mie-
ters, für den er nichts kann, eher
gegen die Zulässigkeit einer Kün-
digung spricht. Eine nachträgli-
che Zahlung könne sein Fehlver-
halten ggf. in einem milderen
Licht erscheinen lassen.

Ma H&G M-V
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LESERFRAGEN

Liebe Leserinnen und Leser, die auf dieser Seite veröffentlichten Fragen und
Antworten sind in Kurzform beantwortet und können keinesfalls eine umfas-
sende, individuelle Fach- bzw. Rechtsberatung bei Ihrem regionalen Haus &
Grund-Ortsverein ersetzen. Die Beratungszeiten der 20 Vereine des Landes-
verbandes Mecklenburg-Vorpommern können Sie aus der Vereinstabelle (Sei-
te 6 unten) entnehmen.
Falls Sie persönlich Fragen zu aktuellen wohnungspolitischen bzw. mietrecht-
lichen Problemen haben, schreiben oder mailen Sie an: 
Redaktion Haus & Grund M-V Mecklenburgstr. 64, 19053 Schwerin 
E-Mail: haus-u-grund-red@t-online.de

IM LANDESVERBAND HAUS & GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus & Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 0 39 71 / 24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16 – 18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47 / 5 45 26 1. Fr im Monat 19 – 21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Dargun Hinrick Boeck 03 99 59 / 2 03 45 2. Do im Monat 19 – 20 Uhr 17159 Dargun Schulstr. 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01 / 2 16 60 Di 9–12 und Do 9 – 12 + 13 – 17 Uhr (od. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstr.17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 03 82 06 / 70 60 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34 / 50 01 59 Mo 17 – 18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83 / 72 22 71 1. Mi im Monat 17 – 18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str.11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32 / 1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95 / 4 21 17 49 2. Mo im Monat 17 – 19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 0 39 81 / 20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71 / 26 51 84 Di 16 – 18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str.1

Rechlin Jürgen Krämer 03 98 23 / 2 13 97 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17248 Rechlin Müritzstraße 26

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21 / 81 29 76 Mo – Fr 8 – 16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 03 81 / 45 58 74 Mo 17 – 19 und Do 10 – 12 Uhr 18057 Rostock Neubramowstr. 12

Schwerin Monika Rachow 03 85 / 5 77 74 10 Mo 18 – 19 und Mi 14 – 17 Uhr 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Stralsund Werner Murzynowski 0 38 31 / 29 04 07 Di und Do 16 – 19 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1 a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973 / 43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 03 99 28 / 50 26 1. Do im Monat 17 – 19 Uhr (oder tel. Ver.) 17219 Waren S.-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36 / 60 04 39 1. Fr im Monat 17 – 19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 038392 / 22317 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V / Präsident Lutz Heinecke 03 85 / 5 77 74 10 Mo 17 – 19 Uhr 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Landesgeschäftsstelle Frau Ziesemer 03 85 / 5 77 74 10 Mo 18 – 19 und Mi 14 – 17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 03 85 / 2 07 52 13 Mo 17 – 18 Uhr (sonst: Tel. 01 72 / 385 89 59) 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81 / 4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Neubramowstr. 12

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85 / 5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Ausführlichen Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Meist nutzen wir unsere Straßen
und Brücken, die zu oder von
unseren Häusern führen, im zivi-
lisierten Mitteleuropa mit einer
absoluten Selbstverständlichkeit.
Kaum jemand macht sich Ge-
danken darüber, dass auch öf-
fentliche Bauwerke regelmäßigen
Prüfungen unterliegen, damit es
möglichst nicht zu Katastrophen
kommt. Neben den für uns als
Haus- und Grundeigentümer be-
kannten Bauwerksprüfungen an
Gebäuden gibt es auch eine gan-

ze Reihe von Bauwerks-Prüfberei-
chen im öffentlichen Raum. 

Haus & Grund informierte sich
bei Dipl.-Ingenieur Podeyn vom
Ingenieurbüro Otte Neustrelitz
(Tel. 0398/145960) und ließ sich
am Beispiel der „Ertüchtigung
der Vorpommernbrücke“ über
den Fluss „Warnow“ in der Han-
sestadt Rostock (Bild) einen Prüf-
prozess und dessen Auswirkun-
gen erläutern. 

Mit der Vorpommernbrücke
wird in Rostock eine Hauptver-

kehrsstraße in Richtung Stral-
sund über die Warnow geführt.
Das Bauwerk wurde im Zeitraum
von 1984 bis 1986 im Zusam-
menhang mit dem Neubau der
Straße vom Autobahnkombinat
der ehemaligen DDR errichtet.
Die Planung erfolgte im zum da-
maligen Kombinat gehörigen Bü-
ro in Potsdam und die Lage so-
wie Länge der Brücke in Rostock
war durch die Trassenführung
der Straße und durch örtliche
Zwangspunkte festgelegt. Der
nach der Wende stark zuneh-
mende Auto- und Schwerlastver-
kehr hat das Bauwerk hart belas-
tet. Es kam zunehmend zu Schä-
den, obgleich bereits kurz nach
der Verkehrsübergabe erste Ver-
formungen im Mittelfeld der
Dreifeldbrücke erkennbar waren.
Messtechnische Beobachtungen
an den relevanten Bauwerks-
punkten setzten seitdem ein. Die
Durchbiegungen zeigten über die
Jahre eine zunehmende Tendenz.
Sowohl die Durchbiegungen als
auch die Risse nahmen jeweils in
den Sommermonaten am stärks-
ten zu und erreichten bereits

1998 bedenkliche Werte. Um si-
cherstellende Aussagen zur Be-
tonfestigkeit zu erhalten, wurden
auch Bohrkernuntersuchungen
des Betons durch die Material-
prüfanstalt der Bauhaus-Univer-
sität Weimar vorgenommen. Als
Ergebnis konnten für das Mittel-
feld die Randspannungen im Ge-
brauchszustand für die Brücken-
klasse nicht mehr eingehalten

werden. Der zu geringen Tragfä-
higkeit lag wahrscheinlich ein
Fehler in der Ursprungsberech-
nung zu Grunde, bei der die Vor-
spannung falsch in den Berech-
nungsansatz einging. 

In einem von der Hansestadt
Rostock in Auftrag gegebenen
Gutachten wurde für den ge-
samten Überbau der Vorpom-
mernbrücke eine Bauwerkser-

tüchtigung beschlossen, denn
ein Abriss der 12 Jahre alten
Brücke und ein mit enormen
Kosten verbundener Neubau wä-
ren ansonsten die Folge gewe-
sen. Ganz abgesehen von den
Kosten, die bei großen Umwe-
gen durch Fahrzeugumleitungen
über einen längeren Zeitrahmen
entstanden wären. Die Ertüchti-
gung der Brücke hatte ein Kos-
tenvolumen von ca. einer hal-
ben Million Euro und wurde er-
folgreich zum Abschluss ge-
bracht. Ein Brückenneubau an
gleicher Stelle mit denselben
ungünstigen Stützweitenverhält-
nissen wäre nach Aussagen des
Ingenieurbüros Otte aus Neu-
strelitz nur mit einem bedeu-
tend höheren Kostenaufwand
möglich gewesen. 

Kontaktvermittlung: Baubera-
tung, Bauplanung, Bauüberwa-
chung, Tragwerksplanung im
Hoch- & Tiefbau, Sicherung und
Rekonstruktion historischer Bau-
werke: 
Ivonne Weber 
Tel.: 0385/6173788

Nicht nur an Häusern Bauschäden rechtzeitig beseitigen

BAUWERKSSICHERUNG

Frage: Können wir heute be-
fristete Wohnraummietverträ-
ge wie folgt abschließen? „Das
Mietverhältnis beginnt mit
dem ... und läuft auf mindes-
tens zwei Jahre, danach kann
es von jedem Teil mit der ge-
setzlichen Kündigungsfrist ge-
kündigt werden“.

Antwort: Die Formulierung in
Ihrem Mietvertrag ist nicht
zulässig und führt seit der
Mietrechtsreform dazu, dass
das Mietverhältnis als auf un-
bestimmte Zeit geschlossen
gilt. Denn normale Befristun-
gen sind generell nicht mehr
möglich. Zulässig sind nur so
genannte qualifizierte Befris-
tungen. Dies sind Befristun-
gen aus einem von drei im Ge-
setz genannten Gründen, die
vergleichbar mit den gesetzli-

chen Kündigungsgründen
sind. 

Der BGH hat aber Ende 2003
eine Möglichkeit geschaffen,
befristungsgleiche Verträge zu
gestalten, um Mieter länger an
den Vertrag zu binden: eine
Vereinbarung des befristeten
Ausschlusses von Kündigun-
gen. Es ist jetzt zulässig, die
Kündigung des Vertragspart-
ners für eine konkrete Zeit aus-
zuschließen. Dadurch erreicht
man die heute in vielen Fällen
gewünschte längerfristige Bin-
dung des Mieters an die Woh-
nung. Das Ziel, einen Mieter si-
cher nach einer bestimmten
Zeit wieder „los“ zu werden,
konnte weder früher mit einer
Befristung, noch heute mit
dem befristeten Ausschluss von
Kündigungsrechten absolut er-
reicht werden. 

Befristete Mietverträge

Frage: Ich habe meiner Mieterin
eine Mieterhöhung von 5,15 auf
5,60 Euro angekündigt. Sie ver-
weigert die Zustimmung obwohl
im Hause seit dem Jahr 2000 kei-
ne Mieterhöhung mehr stattge-
funden hat. Kann ich die Mieter-
höhung gerichtlich durchsetzen?

Antwort: Eine Mieterhöhung ist
nur unter den im Gesetz genann-
ten Vorschriften möglich. Dabei
müssen bestimmte Formalien

eingehalten werden. Außerdem
darf die geforderte Miete nicht
höher als die ortsübliche Miete
sein. Dies muss dem Mieter in der
Mieterhöhung bereits belegt wer-
den. In der Regel geschieht dies
über Vorrechnung anhand eines
Mietspiegels, der jeder Erhöhung
beigefügt werden sollte. Sie soll-
ten daher mit der Mieterhöhung
eine Beratung bei Ihrem Ortsver-
ein wahrnehmen, um Ihre Miet-
erhöhung konkret prüfen zu las-

sen. Nur dann lassen sich Aussa-
gen über die gerichtliche Durch-
setzbarkeit treffen. Stimmt der
Mieter nicht zu, müssen sie in-
nerhalb von drei Monaten nach
Ende der Zustimmungsfrist Klage
erheben. Ansonsten verfällt die
Wirksamkeit ihres Mieterhö-
hungsverlangens. Formulare für
ein korrektes Mieterhöhungsver-
langen können Sie übrigens in
den meisten Geschäftsstellen der
Ortsvereine erhalten.

Mieterhöhungsverlangen

Frage: Ein Mieter meines
Mehrfamilienhauses möchte
gerne von seiner derzeitigen
Wohnung im Erdgeschoss in
eine größere Wohnung im
zweiten Obergeschoss umzie-
hen. Ich möchte diesem Um-
zug zwar zustimmen, ihn aber
verpflichten, die längeren
Kündigungsfristen zu beach-
ten, die er nach altem Recht
einzuhalten hatte. In seiner
bisherigen Wohnung wohnt er
seit über zehn Jahren. Ist dies
zulässig? 

Antwort: Es steht ein Woh-
nungstausch beziehungsweise
ein neues Mietobjekt in Rede,
mit der Maßgabe, dass ein neu-
es Mietverhältnis vertraglich

begründet wird. Das hat auch
die Folge, dass die Kündigungs-
fristen neu zu laufen beginnen. 

Nach altem Recht, das am
31. August 2001 ausgelaufen
ist, hätte der Mieter eine Kün-
digungsfrist von einem Jahr
einzuhalten gehabt. Nach gel-
tendem Recht kann er unab-
hängig von der Mietdauer im-
mer mit einer Frist von drei
Monaten kündigen. Vertraglich
darf dies nicht zu seinem
Nachteil abgeändert werden (§
573 c Absatz 4 BGB).

Haus & Grund®: Sind in so
genannten Altmietverträgen,
die vor dem 1. September 2001
geschlossen wurden, die seiner-
zeit längeren gesetzlichen Kün-
digungsfristen vertraglich ver-

Wohnungstausch innerhalb des Hauses

Frage: Mein ehemaliger Mieter
hat mich nach Beendigung des
Mietverhältnisses auf Rückgabe
der Kaution verklagt. Ich habe
die Kaution einbehalten, weil
das Waschbecken einen Sprung
hatte. Das Amtsgericht hat dem
Anspruch des ehemaligen Mie-
ters gleichwohl stattgegeben,
weil angeblich „ein Verschulden
des Klägers nicht behauptet wer-
den konnte“. Ich halte diese
Entscheidung für ein Fehlurteil
und möchte in Berufung gehen.

Können Sie mir hierzu raten?

Antwort: Ja, denn die Entschei-
dung ist beklagenswert falsch.
Das Gericht hatte die Beweislast-
verteilung verkannt. Der Mieter
hat – wie der Bundesgerichtshof
entschieden hat – die Mietsache
in dem Zustand zurückzugeben,
in der sie sich bei Mietbeginn
befunden hatte. Dies war hier
nicht der Fall. 

Haus & Grund®: Der Vermie-
ter muss beweisen, dass sich die

Mietsache bei Übergabe in ver-
tragsgemäßem Zustand befun-
den hatte, bei Rückgabe nach
Vertragsende dagegen nicht
(mehr). Der Mieter muss dann,
um seiner Haftung zu entgehen,
beweisen, dass die Veränderung
auf vertragsgemäßem Gebrauch
beruhte. Mit anderen Worten:
dass es sich um eine normale
Abnutzung handelt (Sternel;
Mietrecht IV Randnummer
613). Sie waren als Vermieter al-
so im Recht.

Kautionseinbehaltung bei Verschulden des Mieters

Frage: Ich habe kürzlich in mei-
nem Mietshaus den Heizkessel
ausgewechselt. Kann ich den
Mieter hieran beteiligen? Wenn
ja, in welcher Form? 

Antwort: Normalerweise kön-
nen Sie die Kosten als Moderni-
sierungsmaßnahme mit 11 Pro-
zent der Kosten pro Jahr anteilig
auf den/die Mieter aufteilen.
Dies setzt aber voraus, dass Sie
dem Mieter drei Monate vor Be-
ginn der Maßnahme schriftlich
mitgeteilt hatten, was Sie wann,
wo, wie, warum, mit welchem
Mieterhöhungsziel gestalten
wollen. Unterlassen Sie fristge-
mäß diese Mitteilung, ist eine
Mieterhöhung nicht mehr mög-
lich. Es gibt allerdings in der

Rechtsprechung die Variante,
die auch ohne Mitteilung die
Mieterhöhung um ein halbes
Jahr verzögert zulässt, wenn die
Maßnahme in den Räumen des
Mieters durchgeführt wurde. In
Ihrem Fall wurde aber wohl der
neue Heizkessel im Keller und
nicht in der Wohnung des Mie-
ters montiert. Eine Umlage ist
somit für Sie nicht möglich. 

Bedenken Sie bei jeder Moder-
nisierungsmaßnahme, die Sie
planen: Als Haus & Grund-Mit-
glied kann man sich vorher um-
fassend in seinem Verein über
alle Modalitäten einer Moderni-
sierung gut beraten lassen, da-
mit es nachfolgend keine so
eklatanten finanziellen Einbu-
ßen für den Vermieter gibt.

Kostenbeteiligung nach Modernisierung

Heizkesselmodernisierungen gut
planen

einbart, gilt dies nach Auffassung
des Bundesgerichtshofs für beste-
hende Mietverträge zu Lasten des
Mieters fort. Allerdings wollen die
Regierungsparteien des Bundesta-
ges die einheitliche Dreimonats-
frist für die Mieter künftig auch bei
Altmietverträgen einführen. Der
Gesetzentwurf dazu wurde am 2.
November 2004 eingebracht.


